
 
 

 
 

Satzung 
Neufassung 18.11.2014 

Änderung vom 09.07.2015 
 

 
Förderverein Montessori 

Ammersee e.V. 
 

  



§ 1  Name, Sitz, Rechtsform, Geschäftsjahr 
 

1. Der Verein führt den Namen Förderverein Montessori Ammersee 
e.V. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Inning. Er ist in das Vereinsregister 
München unter der Nummer VR 70848 eingetragen. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Schuljahr. 
 

§ 2  Zweck und Aufgaben des Vereins 
 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung der Erziehung und Bildung 
nach den Grundsätzen der Montessori-Pädagogik. Er wird insbe-
sondere verwirklicht durch 
a) den Aufbau und das Betreiben von pädagogischen Einrichtun-

gen.  
b) die Unterstützung bestehender Montessori-Einrichtungen und 

die Förderung neuer Einrichtungen auch in Gemeinschaft mit 
anderen. 

c) die Förderung der Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten. 
d) die Durchführung von Veranstaltungen zur konzeptionellen 

Weiterentwicklung der Montessori-Pädagogik. 
 

2. Der Verein verfolgt diesen Zweck auf der Grundlage des Be-
kenntnisses aller Mitglieder zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und vertritt in 
diesem Rahmen den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher 
Toleranz sowie parteipolitischer Neutralität. 
 

3. Der Verein bekennt sich insbesondere zur sozialen Integration 
ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger und tritt rassisti-
schen und fremdenfeindlichen Bestrebungen entschieden ent-
gegen. 

  



§ 3  Gemeinnützigkeit 
 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der 
Abgabenordnung. 
 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie ei-
genwirtschaftliche Zwecke. 

 
3. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke ver-

wendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus 
den Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, 
die dem Zweck des Vereins fern sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
4. Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung 

des Vereins keinerlei Anteile, Zuwendungen aus dem Vereins-
vermögen und/oder Mitgliedsbeiträge zurück.  

 
5. Die Mitarbeit der Mitglieder erfolgt ehrenamtlich. 
 

  



§ 4  Mitgliedschaft 
 

1. Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1.1 Mitglied des Vereins können nur natürliche Personen nach der 
Vollendung des 18. Lebensjahrs und juristische Personen sein, 
die den Vereinszweck anerkennen und in besonderer Weise 
fördern wollen.  

 
1.2 Die Mitgliedschaft entsteht auf schriftlichen Antrag durch Auf-

nahme in den Verein. Der Antrag muss den Namen, das Alter, 
den Beruf und die Anschrift des Antragstellers enthalten. Ein 
Anspruch auf Aufnahme besteht nicht. 

 
1.3 Über die Aufnahme soll der Aufsichtsrat innerhalb von drei Mo-

naten nach Eingang des Antrags entscheiden. Die Entschei-
dung über den Antrag ist dem Antragsteller in Textform bekannt 
zu geben. Die Entscheidung gilt dem Antragsteller als zuge-
gangen, wenn sie an die letzte dem Verein schriftlich bekannt-
gegebene Adresse gerichtet ist. Als Adresse gilt auch eine 
elektronische Adresse. 
Eine Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet werden. 

 
2.   Beendigung der Mitgliedschaft 
 
2.1 Die Mitgliedschaft endet durch 

a) Entfallen der Voraussetzungen der Mitgliedschaft, 
b) Tod des Mitglieds, 
c) Austritt des Mitglieds oder 
d) Ausschluss des Mitglieds. 
 

2.2 Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber ei-
nem Mitglied des Vorstands. Der Austritt wird mit Zugang wirk-
sam. 

 
2.3 Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands durch Strei-

chung von der Mitgliederliste ausgeschlossen werden, wenn es 
trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Jahresmit-
gliedsbeitrags länger als ein Jahr in Verzug ist. Mit der zweiten 
Mahnung ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen und dem Mit-
glied eine  angemessene Frist zu setzen, nach deren Ablauf die 
Streichung erfolgt, wenn die Beitragsschulden nicht beglichen 
sind. Für die Mahnungen gilt die Textform. Eine gesonderte Mit-



teilung über die Streichung findet nicht statt. Mahnungen gelten 
dem Mitglied als zugegangen, wenn sie an die letzte vom Mit-
glied dem Verein schriftlich bekanntgegebene Adresse gerichtet 
ist. Als Adresse gilt auch eine elektronische Adresse. 

 
2.4 Ein Mitglied kann, wenn es das Ansehen des Vereins schädigt, 

die Grundsätze des Vereins beharrlich missachtet oder gegen 
die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Beschluss 
des Aufsichtsrats aus dem Verein ausgeschlossen werden. 
Dies ist insbesondere der Fall, wenn das Mitglied verfassungs-
feindliche, politisch extreme, rassistische, fremdenfeindliche 
oder die Freiheit des Einzelnen missachtende politische oder 
religiöse Gruppierungen unterstützt oder dort Mitglied ist bzw. 
solche Haltungen innerhalb oder außerhalb des Vereins kund-
tut. 

 
Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer 
angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor 
dem Aufsichtsrat oder schriftlich zu rechtfertigen. Eine schriftli-
che Stellungnahme des Betroffenen ist in der Aufsichtsratssit-
zung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit 
Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebe-
nen Briefes an die dem Verein zuletzt schriftlich mitgeteilte Ad-
resse mitzuteilen.  
 
Gegen den Ausschließungsbeschluss des Aufsichtsrats steht 
dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederver-
sammlung zu. Die Berufung ist schriftlich beim Vorstand inner-
halb einer Frist von einem Monat nach Bekanntgabe des Aus-
schließungsbeschlusses einzulegen. 
 
Ist die Berufung form- und fristgerecht eingelegt, so entscheidet 
die nächste ordentliche Mitgliederversammlung über die Beru-
fung. Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen 
den Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch, oder versäumt 
es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit dem Aus-
schließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als 
beendet gilt. 
 
Ab dem Beschluss des Aufsichtsrats über den Ausschluss ru-
hen die Mitgliederrechte und -pflichten des ausgeschlossenen 
Mitglieds so, wie wenn es schon ausgeschieden wäre. 

  



§ 5  Mitgliedsbeiträge 
 
 Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jah-

resbeitrags und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederver-
sammlung festgesetzt.  

 

§ 6  Organe des Vereins 
 
 Organe des Vereins sind 

1. die Mitgliederversammlung, 
2.  der Aufsichtsrat und 
3. der Vorstand. 

 

§ 7  Mitgliederversammlung 
 
1. Aufgaben der Mitgliederversammlung 

 
Aufgaben der Mitgliederversammlung sind 
a) grundsätzliche Angelegenheiten des Vereins, soweit nicht 

Aufsichtsrat oder Vorstand zuständig sind, 
b) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats, 
c) Bestimmung und Beauftragung der Rechnungsprüfer, 
d) Beschlussfassung über die Geschäftsordnung des Auf-

sichtsrats, 
e) Entgegennahme der Berichte des Vorstands, des Aufsichts-

rats und der Rechnungsprüfer sowie Entlastung des Vor-
stands und des Aufsichtsrats, 

f) Festsetzung der Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 
g) Beschlussfassung über Vorlagen des Vorstandes, 
h) Satzungsänderungen, 
i) Auflösung des Vereins, 
k) Entscheidung über Zustimmung zu Rechtsgeschäften und 

Willenserklärungen, sofern dies gesetzlich oder nach dieser 
Satzung erforderlich ist, 

l) Entscheidung über die Beteiligung des Vereins an Gesell-
schaften, 

m) Genehmigung des Haushaltsvoranschlags,  
n) Berufungsentscheidung über Ausschluss von Mitgliedern,  
o) Beschlussfassung über die grundsätzliche strategische Pla-

nung und Vernetzung. 
  

1.2 In Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Vorstands fal-
len, kann die Mitgliederversammlung Empfehlungen an den 



Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in Ange-
legenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen. 

 
2.   Einberufung der Mitgliederversammlung 
 
2.1 Die ordentliche Mitgliederversammlung findet mindestens ein-

mal im Kalenderjahr statt. Sie hat stets außerhalb der im Frei-
staat Bayern amtlich festgelegten Schulferien stattzufinden. 

 
2.2 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung 

einer Frist von zwei Wochen in Textform unter Angabe von Ort 
und Zeit sowie der Tagesordnung einberufen. Einzuladen sind 
auch die Mitglieder des Aufsichtsrats. Die Frist verlängert sich 
gegebenenfalls durch die für den Freistaat Bayern amtlich fest-
gelegten Schulferien. 
Ist Gegenstand der Mitgliederversammlung eine Satzungsände-
rung, muss die Ladung die Satzungsänderung mit Begründung 
enthalten. 
 

2.3 Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung fol-
genden Tag. Die Einladung gilt dem Mitglied als zugegangen, 
wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich be-
kanntgegebene Adresse gerichtet ist. Als Adresse gilt auch eine 
elektronische Adresse. 

 
2.4 Anträge von Mitgliedern können bis zwei Wochen vor jeder Mit-

gliederversammlung schriftlich beim Vorstand eingereicht wer-
den.  
Anträge auf Satzungsänderung von Mitgliedern müssen die 
Satzungsänderung mit Begründung enthalten. Ordnungs- und 
fristgemäße Anträge der Mitglieder auf Satzungsänderung 
müssen vom Vorstand unverzüglich an die Mitglieder weiterge-
leitet werden. Für die Form der Weiterleitung und den Zugang 
gelten die Regelungen in Nr. 2.2 bis Nr. 2.3 entsprechend. 

 
3.   Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
3.1 Die Mitgliederversammlung wird von einem Aufsichtsratsmit-

glied, bei Uneinigkeit des Aufsichtsrats vom Sprecher des Auf-
sichtsrats geleitet. Ist kein Aufsichtsratsmitglied anwesend, be-
stimmt die Mitgliederversammlung den Leiter. 



 Die Mitgliederversammlung kann auch eine vom Leiter zugelas-
sene andere Person, auch ein Nichtmitglied, zum Leiter be-
stimmen. 

 
3.2 Die Abstimmungen müssen schriftlich durchgeführt werden, 

wenn ein Drittel der bei der Abstimmung anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder dies beantragt. 

 
3.3 Beschlussfähig ist jede ordnungsgemäß einberufene Mitglie-

derversammlung unabhängig von der Anzahl der anwesenden 
Mitglieder. 

 
3.4 Jedes Mitglied hat eine Stimme und kann diese schriftlich auf 

ein anderes Mitglied übertragen. Jedoch kann ein Mitglied ne-
ben seiner Stimme maximal eine andere Stimme in der Mitglie-
derversammlung vertreten.  
Die Mitglieder des Aufsichtsrats, die nicht Vereinsmitglieder 
sind und auch nicht gesetzliche Vertreter von Vereinsmitglie-
dern sind, haben ebenfalls kein Stimmrecht, können jedoch mit 
beraten. 

3.5 Beschlüsse werden im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt. 

 
3.6 Bei Satzungsänderungen ist abweichend von Nr. 3.5 eine 

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen 
erforderlich.  

 
3.7 Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Fi-

nanzbehörden aus formalen Gründen verlangt werden, kann 
der Vorstand von sich aus vornehmen. Der Aufsichtsrat ist dann 
unverzüglich, die Mitglieder sind innerhalb von vier Wochen 
über die Änderung zu informieren. 

  
4.   Wahl des Aufsichtsrats 
 
4.1.  Bei der Wahl des Aufsichtsrats hat jedes Mitglied so viele 

Stimmen, wie Aufsichtsratsmitglieder zu wählen sind, die er alle 
abgeben kann, aber nicht muss. 
Die Wahl der Aufsichtsräte erfolgt einzeln. Ein Kandidat kann 
sich bei entsprechenden Qualifikationen auf mehrere Positio-
nen bewerben. 
 



Für jede Position hat jedes Mitglied eine Stimme zu vergeben. 
Die Wahl wird für alle Positionen einzeln durchgeführt. Gewählt 
sind die Kandidaten, die für ihre Position am meisten Stimmen 
auf sich vereinen. Entscheidet ein Kandidat die Wahl auf meh-
reren Positionen für sich, gilt er für die Position als gewählt, bei 
der er die meisten Stimmen auf sich vereint. Bei Stimmen-
gleichheit findet eine Stichwahl statt. Ergibt sich auch hier 
Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 
 

 Gehen aus der Wahl mehr als zwei Nichtmitglieder als gewählt 
hervor, dann gelten die beiden Nichtmitglieder als gewählt, die 
die meisten Stimmen haben. 

 
 Für freigewordene Positionen rücken die Kandidaten vor, die in 

der Wahl für diese Positionen die an zweiter Stelle gewählt 
wurden. Es gilt in jedem Fall §8.1.1, dass von den fünf Mitglie-
dern des Aufsichtsrats mindestens drei Mitglied im Verein sein 
müssen. 

 
 Wählbar sind nur Personen, die sich zuvor schriftlich für eine 

Position im Aufsichtsrat beworben haben. Aus der Bewerbung 
soll die Eignung für die zu besetzende Position sowie die Moti-
vation des Kandidaten hervorgehen. Die Bewerbung muss spä-
testens bis zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung schrift-
lich beim Vorstand zur Vorbereitung der Versammlung einge-
reicht werden. Der Vorstand muss den Mitgliedern die Bewer-
bung spätestens fünf Tage vor der Mitgliederversammlung in 
Textform bekanntgeben. Für den Zugang gelten die Regelun-
gen in Nr. 2.3 Satz 2 und 3 entsprechend. Soweit es für eine 
Position im Aufsichtsrat keine schriftliche Bewerbung gibt, sind 
ausnahmsweise Kandidaten ohne schriftliche Bewerbung wähl-
bar. 

 
5.  Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
5.1. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitglieder-

versammlung einberufen. Der Vorstand muss eine außerordent-
liche Mitgliederversammlung einberufen, wenn 
a) das Vereinsinteresse es erfordert, 
b) beide Vorstände dies beschließen, 
c) der Aufsichtsrat dies mit einer Mehrheit von mindestens drei 

seiner Mitglieder beschließt, 
d) der Aufsichtsrat die Freistellung oder Abberufung mindes-

tens eines Vorstandsmitglieds veranlasst hat oder 



e) mindestens ein Zehntel der Mitglieder schriftlich unter An-
gabe des Zwecks und der Gründe dies vom Vorstand ver-
langt. 

 
5.2. Die außerordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vor-

stand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in Textform 
unter Angabe von Ort und Zeit sowie der Tagesordnung einbe-
rufen. Einzuladen sind auch die Mitglieder des Aufsichtsrats.  

 
5.3. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung fol-

genden Tag. Die Einladung gilt dem Mitglied als zugegangen, 
wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich be-
kanntgegebene Adresse gerichtet ist. Als Adresse gilt auch eine 
elektronische Adresse. 

 
5.4. Die Regelungen in §7, Nr. 3. gelten entsprechend. 

  



§ 8  Aufsichtsrat 
 

1.  Zusammensetzung, Verfahren 
 

1.1 Der Aufsichtsrat besteht aus fünf Mitgliedern, von denen 
mindestens drei Mitglied im Verein sein müssen. Die Aufsichts-
ratsmitglieder werden einzeln nach folgenden Funktionen ge-
wählt: 
 
a) Sprecher 
Der Sprecher vertritt den Aufsichtsrat, ist Ansprechpartner, was 
die Belange des Aufsichtsrates betrifft, darüber hinaus lädt er zu 
den Aufsichtsratssitzungen ein und leitet diese. Er ist für die Do-
kumentation und Organisation der Aufsichtsratsarbeit verantwort-
lich. 
 
b) Pädagogik 
Das Aufsichtsratsmitglied für Pädagogik berät und unterstützt 
den Vorstand und sonstige Einrichtungsleitungen in pädagogi-
schen Anliegen und Fragen sowie bei der konzeptionellen Wei-
terentwicklung  
 
c) Personal 
Das Aufsichtsratsmitglied für die Vorstandsbestellung ist insbe-
sondere zuständig für die Besetzung der Stellen der hauptamtli-
chen Vorstände. Es führt rechtzeitig vor dem Ende der Amtszeit 
Gespräche mit den amtierenden Vorständen über eine erneute 
Kandidatur und/ oder schreibt gegebenenfalls frei werdende Stel-
len gemäß Aufgabenbeschreibung aus. Es plant und steuert das 
Auswahlverfahren bis zur Bestellung. Darüber hinaus führt das 
Aufsichtsratsmitglied Personalgespräche mit dem Vorstand und 
ist dessen Ansprechpartner. 
 
d) Finanzen 
Das Aufsichtsratsratsmitglied für Finanzen nimmt den vom Vor-
stand vorgelegten Rechenschaftsbericht, den jährlichen Haus-
haltsplan, den jeweiligen Jahresabschluss und die geplanten In-
vestitionen entgegen. Offene Fragen und eventuelle Unstimmig-
keiten werden von ihm vor den Aufsichtsratssitzungen mit dem 
Vorstand geklärt.  
 
e) Strategische Planung und Vernetzung 



Das Aufsichtsratsratsmitglied für Strategische Planung und Ver-
netzung stößt die Entwicklung von Visionen, das Setzen von 
langfristigen Zielen und Prioritäten sowie die Strategische Pla-
nung an. Hierzu gehört auch die Beratung und Kontrolle von ver-
einsübergreifenden Vernetzungen. 

  
Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen in keinem Beschäfti-
gungsverhältnis zum Verein oder dessen Einrichtungen oder zu 
Gesellschaften stehen, an denen der Verein beteiligt ist. Ferner 
dürfen die Mitglieder des Aufsichtsrats weder mit dem Verein 
oder dessen Einrichtungen noch mit dessen Gesellschaften ein 
Miet- oder Pachtverhältnis eingehen oder Elternbeiratsmitglied 
sein.  
 

1.2 Der Aufsichtsrat wird auf die Dauer von drei Jahren, vom Tag 
der Wahl an gerechnet, von der Mitgliederversammlung gewählt. 

 Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder des Aufsichts-
rats bis zum Antritt ihrer Nachfolger im Amt. 

 Die Wiederwahl ist zulässig. 
 
1.3 Die Mitgliederversammlung kann die Aufsichtsratsmitglieder 

einzeln oder insgesamt abberufen. Im ersten Fall wählt die Mit-
gliederversammlung einen Nachfolger bis zum Ende der laufen-
den Amtszeit, im zweiten Fall wählt die Mitgliederversammlung 
den gesamten Aufsichtsrat neu. 
 

1.4 Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vorzeitig aus oder 
sind die persönlichen Voraussetzungen nicht mehr mit Nr. 1.1 
Abs. 1 Satz 1 bzw. Abs. 2 vereinbar, wählt der Aufsichtsrat für die 
restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatz-
mitglied bis zum Ende der laufenden Amtszeit. Gewählt ist, wer 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

 

1.5   Der Aufsichtsrat wählt in der ersten Sitzung nach der Wahl 
durch die Mitgliederversammlung aus seiner Mitte einen Stellver-
treter.  

 Für Willenserklärungen, Vollzug von Beschlüssen, also z. B. ge-
genüber den Vorstandsmitgliedern, sowie sonstigen Rechts-
handlungen nach außen, also gegenüber anderen Vereinsor-
gangen oder gegenüber Dritten, z. B. beim Abschluss des An-
stellungsvertrages mit einem Mitglied des Vorstands, wird der 



Aufsichtsrat von seinem Sprecher oder von dessen Stellvertreter 
je einzeln vertreten. 

 Der Stellvertreter soll nur bei Verhinderung des Sprechers tätig 
werden und handeln 

 
1.6   Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens einmal im 

Vierteljahr stattfinden. Die Sitzungen werden vom Sprecher oder 
seinem Stellvertreter in Textform mit einer Frist von mindestens 
zwei Wochen unter Angabe von Zeitpunkt, Ort und der Tages-
ordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absen-
dung der Einladung folgenden Tag an die letzte bekannte Adres-
se, wobei als Adresse auch eine elektronische Adresse gilt.  

 
Der Aufsichtsrat muss einberufen werden, wenn mindestens 
zwei Aufsichtsratsmitglieder die Einberufung schriftlich vom 
Sprecher verlangen. Wird dem Verlangen innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen nicht entsprochen, sind die Aufsichtsratsmit-
glieder, die die Einberufung des Aufsichtsrats verlangt haben, 
berechtigt, selbst den Aufsichtsrat einzuberufen.  

 
 Zu den Sitzungen des Aufsichtsrats haben alle Vorstandsmitglie-

der Zutritt, auch das Recht zur Diskussion, aber kein Stimmrecht. 
Die Vorstandsmitglieder sind von den Sitzungen des Aufsichts-
rats zu verständigen. Der Aufsichtsrat kann beschließen, den 
Vorstand oder einzelne Mitglieder des Vorstands von der Teil-
nahme an der Sitzung auszuschließen. 

 
 Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Sprecher, bei des-

sen Verhinderung von seinem Stellvertreter geleitet; ist auch die-
ser verhindert, leitet das Aufsichtsratsmitglied die Sitzung, das 
am längsten dem Verein angehört. Im Zweifelsfall bestimmen die 
erschienenen Aufsichtsratsmitglieder den Sitzungsleiter.  

 
 Der Aufsichtsrat bildet seine Meinung durch Beschlussfassung. 

Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgege-
benen gültigen Stimmen.  

 
 Beschlüsse können auch im Umlaufverfahren schriftlich, telefo-

nisch, per Telefax oder E-Mail gefasst werden, wenn kein Auf-
sichtsratsmitglied diesem Verfahren widerspricht. 

 
1.7 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine Aufwandsentschä-

digung in Höhe des gesetzlich höchstzulässigen Ehrenamtsfrei-
betrags. Die Zahlung beginnt in dem Monat der Wahl. 



 
 

2.  Aufgaben des Aufsichtsrats 
 
2.1 Aufgaben des Aufsichtsrats sind, 
 

a) Beratung, Kontrolle und Begleitung des Vorstands bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben, 

 b) Genehmigung der Geschäftsordnung des Vorstands, 
c) Entscheidung über Rechtsgeschäfte des Vorstands gemäß 

§ 9 Nr. 2.1 Abs. 2, 
d) Berufung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands so-

wie Abschluss und Beendigung von deren Dienstverträgen 
und Festlegung von deren Gehältern, 

e) Beschlussfassung über Angelegenheiten, die ihm von einem 
Vorstandsmitglied zur Entscheidung vorgelegt werden, 

f) Unterrichtung der Mitgliederversammlung über Sachverhal-
te, die die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage grundle-
gend beeinflussen, 

g) Unterrichtung der Mitgliederversammlung über die Entwick-
lung der pädagogischen Einrichtungen, 

h) Genehmigung von Rechtsgeschäften zwischen dem Verein 
und Mitgliedern des Aufsichtsrats und des Vorstands und 

i) Entscheidung über die Aufnahme von Mitgliedern und den 
Ausschluss von Mitgliedern nach Anhörung gemäß § 4 Nr. 
2.4. 

2.2 Der Aufsichtsrat beteiligt sich nicht am operativen Geschäft. Er 
ist nicht befugt, dem Vorstand Weisungen zu erteilen. 

 
  



§ 9  Vorstand 
 

1. Zusammensetzung, Verfahren  
 
1.1 Der Vorstand (§ 26 BGB) besteht aus zwei hauptamtlichen Vor-

standsmitgliedern. 
 
1.2 Der Vorstand wird auf die Dauer von zwei Jahren vom Auf-

sichtsrat bestellt. Er bleibt bis zur satzungsgemäßen Bestellung 
des nächsten Vorstands im Amt. Scheidet im Verlauf einer 
Amtszeit ein Mitglied des Vorstands aus, erfolgt eine unverzüg-
liche Nachbestellung durch den Aufsichtsrat. 
Die Bestellung ist jederzeit widerruflich. 
Die Wiederbestellung ist zulässig. Im Fall der Wiederbestellung 
verlängert sich die Amtszeit auf drei Jahre. 

 
1.3 Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Geneh-

migung des Aufsichtsrats bedarf. Die Geschäftsordnung regelt 
auch die Aufgabenverteilung innerhalb des Vorstandes. 

 
2. Aufgaben, Kompetenzen 
 
2.1 Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich 

(§ 26 BGB). Jedes Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsbe-
rechtigt. 

 
 Rechtsgeschäfte zur Aufnahme von Darlehen, dem Abschluss 

von Bürgschaften von mehr als 15.000,00 EUR sowie zum Er-
werb, zur Veräußerung oder zur Belastung von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten einschließlich Vorverträgen 
sind für den Verein nur verbindlich, wenn die Zustimmung (vor-
herige Einwilligung) des Aufsichtsrats hierzu schriftlich erteilt ist. 

 
2.2 Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Ihm obliegen alle 

Angelegenheiten, die nicht ausdrücklich in die Zuständigkeit der 
Mitgliederversammlung oder des Aufsichtsrats fallen. Insbeson-
dere ist er für die die konzeptionelle Weiterentwicklung und de-
ren Umsetzung innerhalb der Einrichtungen des Vereins ver-
pflichtet.  

 Bei vereinspolitischen Aussagen und Handlungen hat er sich an 
den Grundsatzaussagen der Mitgliederversammlung zu orien-
tieren. 

 Im Übrigen hat der Vorstand folgende Aufgaben: 



a) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung 
der Tagesordnungen, 

b) Einberufung der Mitgliederversammlungen, 
c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen, 
d) Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr; 

Buchführung; Erstellung eines Jahresberichts, 
e) Leitung der Einrichtungen des Vereins 
f) Abschluss und Kündigung von Arbeitsverträgen und 
g) Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern im 

Fall des Beitragsverzugs (§ 5 Nr. 2.3). 
 

2.3 Der Vorstand ist Dienstvorgesetzter aller Beschäftigten des 
Vereins und seiner Einrichtungen. 

 
2.4 Der Vorstand legt dem Aufsichtsrat vierteljährlich einen Re-

chenschaftsbericht und die zwischenzeitlich gefassten Be-
schlüsse vor. 
Der Vorstand ist darüber hinaus gegenüber der Mitgliederver-
sammlung und dem Aufsichtsrat zur uneingeschränkten Infor-
mation verpflichtet. 
 

2.5 Bei allen wesentlichen Angelegenheiten ist der Vorstand ver-
pflichtet, die Meinung des Aufsichtsrats einzuholen. 

 
  



§ 10 Allgemeine Verfahrensregeln für Organe 
und Gremien 

 
Soweit nicht abweichend geregelt, gelten folgende allgemeine Ver-
fahrensregeln für alle Organe und Gremien des Vereins: 
 
1. Über die Sitzungen und die Beschlüsse jedes Organs und Gre-

miums des Vereins muss ein Protokoll geführt werden. Der Pro-
tokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt; zum Proto-
kollführer kann auch ein Nichtmitglied bestimmt werden. Das 
Protokoll muss vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer 
unterschrieben sein. Das Protokoll wird allen Mitgliedern des je-
weiligen Organs und Gremiums innerhalb von 10 Arbeitstagen 
nach der Versammlung in Textform zugesandt. 
Das Protokoll soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit 
der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des 
Protokollführers, die Zahl der erschienen Mitglieder des Gremi-
ums oder Organs, die Tagesordnung, die einzelnen Abstim-
mungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsän-
derungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 
 

2. Es wird durch Handzeichen abgestimmt. Wahlen sind wie Be-
schlüsse zu behandeln. Auf Antrag von mindestens einem Drittel 
der stimmberechtigten Anwesenden ist schriftlich abzustimmen. 

3.  
3. Enthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgerechnet, 

gelten also als nicht vertretene Stimmen. 
 
4. Die Sitzungen der Gremien und Organe des Vereins sind nicht 

öffentlich.  
Die Versammlungsleitung kann nach freiem Ermessen Gäste zur 
Versammlung zulassen oder ausschließen. Über die Zulassung 
der Presse, des Rundfunks, des Fernsehens sowie einen Inter-
net-Auftritt beschließt das jeweilige Organ oder Gremium. 

 
  



§ 11 Rechnungsprüfung 
 
 Die Mitgliederversammlung hat ein bis zwei Rechnungsprüfer zu     

bestellen, die weder dem Aufsichtsrat noch dem Vorstand angehö-
ren dürfen. Sie werden jeweils auf die Dauer von drei Jahren be-
stellt. Die Prüfer berichten der Mitgliederversammlung. 

 
§ 12  Auflösung des Vereins 
 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer besonderen, zu die-
sem Zweck mit einer Frist von vier Wochen einzuberufenden au-
ßerordentlichen Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 
Dreiviertel der Mitglieder des Vereins erfolgen. 
 

2. Erscheinen weniger als Dreiviertel der Mitglieder, so wird eine 
weitere außerordentliche Mitgliederversammlung über die Auflö-
sung des Vereins einberufen, die mit einer Dreiviertel-Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden Mitglieder 
über die Auflösung entscheidet. 

 
3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen an eine im Sinne 
des § 2 arbeitende, als gemeinnützig anerkannte Einrichtung, die 
von der Mitgliederversammlung zu bestimmen ist. Diese hat das 
Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 
Zwecke zu verwenden. 

 


